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Zuchwil: Gestaltungsplan und Teilzonenplan , Ausserfeld” mit Sonderbauvorschriften
und Ergidnzung Zonenreglement / Behandlung der Beschwerde

1. Ausgangslage

Die Einwohnergemeinde Zuchwil unterbreitet dem Regierungsrat den Gestaltungsplan und Teil-
zonenplan , Ausserfeld” mit Sonderbauvorschriften (SBV) und Ergéanzung Zonenreglement zur
Genehmigung.

2. Erwagungen

Der Gestaltungsplan , Ausserfeld” mit Sonderbauvorschriften schafft die planungsrechtlichen
Voraussetzungen fir die Erstellung eines Fachmarktes auf den Parzellen GB Nrn. 1722, 1780 und
3050 in Zuchwil. Das Areal liegt zwischen Autobahnanschluss Zuchwil und McDonald’s-Kreisel in
der Gewerbezone mit beschrankter Wohnnutzung. Geplant ist die Realisierung eines Gebaudes
mit 11.00 m Gebaudehdhe und max. 6’400 m2 Verkaufsflachen bzw. 1’800 m2 Biro- und Neben-
flachen. Die Parkierung erfolgt unterirdisch in zwei Geschossen. Die Erschliessung erfolgt Gber
den McDonald’s Kreisel und die Schitzenstrasse von Osten her.

Mit der Anderung des Bauzonenplans werden (iber dem Areal eine Spezialzone fir publikums-
intensive Anlagen gemass kantonalem Richtplan erlassen und die Zonenvorschriften entspre-
chend angepasst.

Die Erstellung eines Fachmarktes bedingt gemass bundesgerichtlicher Rechtsprechung eine An-
passung des Richtplans. Der Fachmarkt wurde daher mit Beschluss des Regierungsrats vom

10. Juni 2014 (RRB 2014/1024) als Vorhaben im Kapitel SW-5.1 ,Einkaufszentrum und weitere
Bauten mit grossem Publikumsverkehr” festgesetzt.

Der Verkehr wurde im Zusammenhang mit der vorgenannten Richtplananpassung thematisiert
(vgl. den vorgenannten RRB Nr. 2014/1024). Beim Kantonsstrassenabschnitt der Luzernstrasse
zwischen Zuchwil und dem Kreuzplatz in Derendingen handelt es sich um ein stark ausgelaste-
tes Verkehrssystem mit Rickstaubildungen vor allem in der Abendspitzenstunde. Dieser Situati-
on gewabhr, erarbeitete der Kanton bereits in den Jahren 2010 und 2011 eine Vorstudie zum
Verkehrsmanagement Luzernstrasse. Das Projekt beinhaltet den Umbau diverser Knoten auf der
Luzernstrasse und die Neuaufteilung des Strassenraums zugunsten der Stauraumbewirtschaf-
tung und der Busbevorzugung. Es ist in der Mehrjahresplanung des Kantons enthalten, der Pro-
jektierungskredit liegt vor. Die Realisierung erfolgt voraussichtlich in den Jahren 2016 und 2017.

2.1 Verfahren

Die o6ffentliche Auflage erfolgte in der Zeit vom 17. Januar 2013 bis 18. Februar 2013. Innerhalb
der Auflagefrist ging eine Einsprache bei der Gemeinde ein. Der Gemeinderat wies diese mit Be-
schluss vom 13. Juni 2013 ab und beschloss gleichzeitig den Gestaltungsplan und Teilzonenplan
~Ausserfeld” mit Sonderbauvorschriften und die Ergdnzung des Zonenreglements.



2

Gegen den abweisenden Entscheid des Gemeinderates erhob die einfache Gesellschaft Karli, be-
stehend aus Rita Karli, Rechtsanwaltin und Notarin, Bielstrasse 3, 4502 Solothurn, Urs Karli, Ho-
tel Astoria, Pilatusstrasse 29, 6003 Luzern sowie Johanna Fux-Karli, Stock 30, 3924 St. Niklaus VS,
alle vertreten durch Fursprecher Marcel Kummer, Anwaltskanzlei Kummer Engelberger, Zent-
ralstrasse 38, Postfach 3267, 6002 Luzern, am 5. Juli 2013 Beschwerde beim Regierungsrat. Sie
beantragt, der Gestaltungsplan mit Sonderbauvorschriften und der Teilzonenplan betreffend
Spezialzone fir publikumsintensive Anlagen seien nicht zu genehmigen, eventualiter sei die Sa-
che an die Vorinstanz zurtickzuweisen, alles unter Kosten- und Entschadigungsfolgen.

Mit Datum vom 19. September 2013 nahm die Vorinstanz zur Beschwerde Stellung. Sie bean-
tragt die kosten- und entschadigungspflichtige Abweisung der Beschwerde und die Genehmi-
gung von Gestaltungsplan ,Ausserfeld” mit Sonderbauvorschriften und der Erganzung des Zo-
nenreglements.

Mit verfahrensleitender Verfligung vom 6. Juni 2014 gab das instruierende Bau- und Justizde-
partement der Beschwerdefihrerin Kenntnis der Stellungnahme der Vorinstanz und schloss
formell den Rechtsschriftenwechsel.

Formell wurde das Verfahren richtig durchgefthrt. Auf den Einwand der Beschwerdefthrerin
bezlglich Richtplananpassungsverfahren wird weiter hinten eingegangen.

Materiell sind keine Bemerkungen von Amtes wegen zu machen.
2.2 Rechtliches

Nach § 18 Abs. 1 des Planungs- und Baugesetzes (PBG; BGS 711.1) sind Nutzungsplane durch den
Regierungsrat zu genehmigen. Er entscheidet gleichzeitig mit der Plangenehmigung tber allfal-
lig erhobene Beschwerden und Gberprift die Plane auf ihre Recht- und Zweckmassigkeit sowie
auf die Ubereinstimmung mit der Ubergeordneten Planung. Pléne, die den gesetzlichen Anfor-
derungen nicht gentigen, weist er an die Gemeinde zurlck. Bei der Prifung der Zweckmassig-
keit auferlegt sich der Regierungsrat nach § 18 Abs. 2 PBG und Art. 2 Abs. 3 des Bundesgesetzes
Uber die Raumplanung (RPG, SR 700) — zur Wahrung der den Gemeinden eingerdumten, relativ
erheblichen Entscheidungsfreiheit — eine gewisse Zurlickhaltung. Abgesehen davon, dass er nur
bei offensichtlich unzweckmassigen Planen einschreiten darf, hat er den Gemeinden auch nicht
eine von mehreren zweckmassigen Losungen vorzuschreiben. Diese Beschrankung entspricht der
standigen Praxis des Bundesgerichts (vgl. BGE 106 la 70, BGE 114 la 371).

2.3 Behandlung der Beschwerde

Nach § 12 Abs. 1 des Gesetzes Uber den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (VRG; BGS 124.11) ist
zur Beschwerde legitimiert, wer durch eine Verfigung oder einen Entscheid besonders berihrt
wird und ein schutzwirdiges Interesse an deren bzw. dessen Aufhebung oder Anderung hat.

Die Beschwerdefihrerin ist Eigentiimerin (Gesamteigentum) der Liegenschaft GB Zuchwil

Nr. 1763. Das Grundstlck ist mit dem sogenannten ,Birchi-Center’ Gberbaut, einem Einkaufscen-
ter mit verschiedenen Geschaften (u.a. aus den Bereichen Do-it-yourself, Sport- und Schuhbe-
kleidung, Mébel, Tierbedarf sowie Elektronik).

Der strittige Gestaltungsplan beschlagt u.a. eine Parzelle (GB Zuchwil Nr. 1780), welche unmit-
telbar der Liegenschaft der Beschwerdeflhrerin benachbart ist. Die anderen beiden Parzellen
des Gestaltungsplans (GB Zuchwil Nrn. 1722 und 3050) liegen in der mittelbaren Nachbarschaft.
Zudem beflrchtet die Beschwerdefihrerin durch einen benachbarten Fachmarkt verschiedene
Immissionen und Nachteile in der Erreichbarkeit des eigenen Grundstlcks durch den motorisier-
ten Individualverkehr infolge einer Uberlastung der lokalen Verkehrswege. Die Beschwerdefiih-
rerin ist somit fraglos durch den strittigen Beschluss (bzw. die strittige Planung) berihrt und de-
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ren schutzwirdiges Interesse an dessen Aufhebung oder Anderung ist offensichtlich. Auf die im
Ubrigen rechtzeitig eingereichte Beschwerde ist somit grundséatzlich einzutreten.

2.3.1 Richtplan

Es wurde in Ziff. 2 bereits darauf hingewiesen, dass die Festsetzung des streitgegenstandlichen
Fachmarktes im kantonalen Richtplan in der Zwischenzeit stattgefunden hat.

Die Beschwerdeflhrerin sieht nun im Umstand, dass das Verfahren fur die Anpassung des (kan-
tonalen) Richtplans zeitlich erst nach dem Verfahren fir die Anpassung des (kommunalen) Zo-
nenplans bzw. die Ausarbeitung des (kommunalen) Gestaltungsplans mit SBV begonnen worden
sei, einen groben Verfahrensmangel. Sie begriindet dies damit, dass der Richtplan die Grundla-
ge fur den Entscheid Uber eine Anderung des Zonenplans und tber den Erlass eines Gestal-
tungsplans sei. Uber letzteres kénne daher zwingend erst nach erfolgter Anpassung des ersteren
befunden werden.

Die Vorinstanz verweist im Einspracheentscheid vom 13. Juni 2013 und in ihrer Stellungnahme
vom 19. September 2013 auf den Umstand, dass die Anpassung des Richtplans eingeleitet sei
und kurz vor dem Abschluss stehe.

Richtig ist, dass die Festsetzung eines Einkaufzentrums gemass § 58 Abs. 2 PBG im kantonalen
Richtplan geschehen muss. Damit wird aber nicht die grundsatzlich bei einer Gemeinde liegende
Planungshoheit bezlglich Einkaufszentren von der kommunalen auf die kantonale Planungs-
ebene verschoben. Vielmehr ist mit dem Richtplanverfahren die Koordination der Standorte be-
stimmter Anlagen Uber die Gemeindegrenzen hinaus behdrdenverbindlich sicherzustellen.

Dass das kantonale Verfahren betreffend Anpassung des Richtplans und das kommunale Ver-
fahren betreffend Anpassung des Nutzungsplans parallel verlaufen, ist nicht zu beanstanden. Es
macht sogar Sinn, die beiden Verfahren aufeinander abzustimmen, ist doch eine hoheitliche
Festlegung von Einkaufszentren im Richtplan nicht zielfihrend, wenn diese schlussendlich in der
kommunalen Planung nicht auch umgesetzt wird. Auch geht die Beschwerdeflhrerin durch das
vorliegend gewahlte Verfahren keiner Rechte verlustig. In beiden Verfahren hat sie denn auch
ihre Rechte wahrgenommen (Mitwirkung im einen Fall, Einsprache und Beschwerde im ande-
ren).

In der Parallelitat der beiden Verfahren kann daher kein Verfahrensfehler erkannt werden. Die
Beschwerde ist in diesem Punkt als unbegriindet abzuweisen.

2.3.2 Eingliederung

Die Beschwerdeflhrerin rtigt, der Gestaltungsplan ,, Ausserfeld” mit SBV erlaube Bauten mit ei-
ner Gebdudehdhe von 11.00 m. Mit den technischen Aufbauten dirften die Bauten sogar
13.50 m hoch werden. Damit wiirden die Gebaude dreigeschossig in Erscheinung treten. Der
Zonenplan lasse aber nur eine Gebaudehdhe von 10 m zu. Der Gestaltungsplan erlaube somit
die Realisierung einer zusatzlichen Gebdudehdéhe von 3.5 m, also einem zuséatzlichen Vollge-
schoss, was optisch durchaus wahrnehmbar sei.

Gemass § 44 Abs. 1 PBG bezwecke aber ein Gestaltungsplan eine architektonisch und hygienisch
gute, der baulichen und landschaftlichen Umgebung angepasste Uberbauung. Dieser Pramisse
entspreche der strittige Gestaltungsplan aber in keiner Weise. Durch die zuldssigen Abweichun-
gen von der Grundnorm (insbesondere betreffend Gebaudehéhe) werde ein Fachmarkt ermég-
licht, der sich nicht in die bauliche und landschaftliche Umgebung eingliedere. Zum Gebiet Aus-
serfeld geh6re neben dem Gestaltungsplanperimeter noch die Liegenschaft GB Zuchwil

Nr. 1778, welche derzeit lediglich mit einer eingeschossigen Baute des McDonald’s Gberbaut sei.



4

Indem der Gestaltungsplan einen Fachmarkt mit einer Gebdudehéhe von 13.50 m und einer Ge-
baudeldnge von 116 m ermogliche, werde auch der peripheren Situierung des Gestaltungsplan-
perimeters in keiner Art und Weise Rechnung getragen.

Zudem bestiinde gegeniiber der Nachbarparzelle GB Zuchwil Nr. 1778 (McDonald’s) ein Grenz-
baurecht, womit der Gestaltungsplanperimeter fast vollstandig mit einer Hochbaute Gberbaut
werden kdénne, was die Massigkeit des geplanten Fachmarktes akzentuiere.

Mit den Sonderbauvorschriften wirde somit massiv von der Grundnutzung abgewichen, ohne
dass dafir objektive Grinde vorlagen.

Die Beschwerdefiihrerin betont schliesslich, dass es ihr nicht um asthetische Belange gehe, son-
dern lediglich um die Massigkeit und das gesamthafte Erscheinungsbild der gemass Gestal-
tungsplan moglichen Baute, welche nicht in die Umgebung passe.

Die Vorinstanz hat im angefochtenen Entscheid sinngemass und zusammenfassend darauf hin-
gewiesen, dass die Grundordnung keine Begrenzung der Gebdudeldnge vorsehe. Dem Einglie-
derungsgebot gemass § 44 Abs. 1 PBG komme zudem aufgrund der bescheidenen stadtebauli-
chen und architektonischen Qualitaten der umgebenden Bauten (Birchi-Center und McDonald’s)
im vorliegenden Fall nur eine beschrankte Bedeutung zu. Die Beschwerdeflhrerin Gberzeichne
zudem das zu erwartende aussere Erscheinungsbild. Das Gebaude werde gerade nicht als drei-
geschossige Baute wahrgenommen, mussten doch die Aufbauten auf dem Dach um mindestens
7 m von der Fassade zurlckspringen. So trete zum Beispiel das Attikageschoss auf dem benach-
barten Birchi-Center deutlich in Erscheinung, weshalb man im vorliegenden Fall eine andere,
bessere Losung gewahlt habe. Das Dach werde zudem extensiv begriint. Daher kénne nicht von
einer massiven Abweichung von der Grundordnung gesprochen werden.

Vorab ist festzuhalten, dass nach gefestigter kantonaler Praxis im Rahmen eines Gestaltungs-
plans gegeniber der Grundnutzung sowohl ein Mehr an Ausnutzung als auch ein zusatzliches
Geschoss moglich sind. Damit ist gleichzeitig gesagt, dass im Rahmen eines Gestaltungsplans
auch die zulassige Gebdudehdhe abweichend von der Grundordnung festgelegt werden kann.

Die Grundordnung lasst gemass § 33 des kommunalen Bau- und Zonenreglements der Gemein-
de Zuchwil in der Gewerbezone mit beschréankter Wohnnutzung eine Gebaudehéhe von maxi-
mal 10.00 m zu (gemass § 18 Abs. 2 KBV gemessen ab dem gewachsenen oder tiefer gelegten
Terrain). Davon ausgenommen sind Kamine und technische Aufbauten. Gemass Gestaltungsplan
soll nun eine Gebaudehoéhe von 11.00 m, gemessen ab OK Erdgeschoss fertig, welche wiederum
der Hohe des amtlichen Vermessungspunktes im Ausserfeldweg zu entsprechen hat (§ 6 Abs. 1
SBV), zulassig sein. Technische Aufbauten werden zudem in § 6 Abs. 4 SBV auf eine Kote von
13.50 m ab OK Erdgeschoss fertig begrenzt, dirfen somit maximal 2.50 m hoch sein. Zusatzlich
mussen solche Aufbauten allseits um mindestens 7 m vom Dachrand zurlckversetzt sein (vgl.
Schemaschnitt in den SBV). Somit sind die Dachaufbauten erst in einer Entfernung von rund

30 m Uberhaupt zu erkennen. Aufgrund des Rucksprungs der technischen Aufbauten ist also
nicht anzunehmen, dass die Baute in der ndheren Umgebung als Gebaude mit drei genutzten
Geschossflachen in Erscheinung tritt. Aus der Ferne wird zwar auch das , Technikgeschoss” sicht-
bar sein, allerdings wird es aufgrund des Riicksprungs nicht als zusatzliches ordentliches Ge-
schoss in Erscheinung treten. Soweit die Beschwerdefiihrerin das benachbarte McDonald'’s-
Restaurant als Referenz fur kiinftige neue Bauten heranzieht, ist ihr entgegenzuhalten, dass die
McDonald's-Restaurants einerseits einer starken Corporate-ldentity folgen, also ungeachtet des
konkreten Orts oft gleich aussehen, und andererseits auch aus Griinden des Betriebsablaufs aus-
serhalb der Ballungsgebiete in der Regel eingeschossig erstellt werden. Ein McDonald’s-Restau-
rant eignet sich somit aus verschiedenen Griinden nicht als Referenz fir die Eingliederung einer
Neubaute.



Das Gestaltungsplangebiet liegt in der Tat am Rand des Siedlungsgebietes. Allerdings ist das
Gebiet gegen Westen durch das Autobahnkreuz der Autobahn A5, gegen Norden und Osten
von der Luzernstrasse und gegen Siden vom bewaldeten Bleichenberg begrenzt. Die rdumliche
und landschaftliche Empfindlichkeit halt sich daher in Grenzen. Kommt dazu, dass das Gebiet
bereits heute - gemass bestehender Nutzungsplanung - teilweise mit Gewerbebauten (aus den
Bereichen Autogewerbe, Mdbel, Recycling, Zementindustrie, Chemie etc.) bebaut ist. Zudem be-
findet sich in der Nahe ein 300 m-Schiessstand. Eine bestimmungsgemasse Nutzung des Gewer-
begebietes wird somit unweigerlich einen gestalterischen Einfluss auf das Gebiet haben. Dies
kann aber weder grundsatzlich, noch im konkreten Fall beanstandet werden. Die durch den Ge-
staltungsplan mogliche Volumetrie der Baute wird sich architektonisch ohne weiteres in die be-
stehende, heterogene Struktur (positiv) einpassen lassen.

Die Beschwerde erweist sich somit bezlglich dem Vorhalt der ungentigenden Eingliederung als
unbegrindet und ist in diesem Punkt abzuweisen.

2.3.3 Verkehrsgutachten

Die Beschwerdeflihrerin rtigt, im Verkehrsgutachten zum Gestaltungsplan ,,Ausserfeld” vom
11. Dezember 2012 wirden im Hinblick auf den geplanten Fachmarkt keine realistischen An-
nahmen beziglich des zu erwartenden Mehrverkehrs und bezlglich der bestehenden Verkehrs-
situation getroffen.

Die Vorinstanz macht geltend, die Annahmen im Verkehrsgutachten wirden sich auf die ein-
schldagigen Normen und Forschungsberichte aber auch Erfahrungswerte anderer ahnlicher
Fachmarkte abstitzen. Dabei habe man die kritische Grenze gesucht und dabei die Situation in
keiner Weise beschénigt.

Im Rahmen der Vorprtfung (vgl. Vorprifungsbericht vom 9. Januar 2013) wurde das Verkehrs-
gutachten einer einlasslichen und kritischen Wirdigung durch den Kanton unterzogen. Dabei
liegt das Hauptaugenmerk auf der Verkehrserzeugung, der Erschliessung und den Auswirkun-
gen auf den Verkehr auf dem Ubergeordneten Strassennetz.

Was die Verkehrserzeugung anbelangt, so orientiert sich der Grenzwert von 1’500 Fahrten fir
publikumsintensive Anlagen am durchschnittlichen taglichen Verkehr (DTV). Der durchschnittli-
che Werktagsverkehr (DWV) wiederum entspricht dem Verkehr, der an allen Wochentagen
(Montag - Sonntag) im Zeitraum eines Jahres einen bestimmten Querschnitt durchfahrt, divi-
diert durch die Anzahl der Werktage pro Jahr.

Somit ist es durchaus denkbar, dass der DWV Uber den 1'500 Fahrten pro Tag liegt, der DTV aber
die 1’500 Fahrten nicht Gbersteigt.

Da nun aber neben dem Gestaltungsplan gleichzeitig auch in Form eines Teilzonenplans eine
Spezialzone fur publikumsintensive Anlagen ausgeschieden wird, ist die Einhaltung des erwahn-
ten Grenzwertes vorliegend nicht mehr relevant.

Die im Verkehrsgutachten getroffenen Annahmen sind im Ubrigen realistisch und entsprechen
den Kennwerten der einschlagigen Normen und Fachliteratur.

Der Vorwurf des mangelhaften Verkehrsgutachtens erweist sich somit als unbegriindet, ist aber
nach dem Gesagten ohnehin nicht mehr relevant. Die Beschwerde ist daher auch in diesem
Punkt abzuweisen.



2.3.4 Bestehendes Verkehrsnetz

Die Beschwerdeflihrerin bestreitet, dass im Verkehrsgutachten ausreichend umfangreiche Erhe-
bungen beziglich dem Verkehr auf dem bestehenden Verkehrsnetz erhoben worden seien. Ein
Einkaufszentrum werde per se darum gebaut, um eine namhafte Zahl von Besuchern anzuzie-
hen. Aus diesem Grund solle das Gebiet ja gleichzeitig auch in eine Zone fur publikumsintensive
Anlagen umgewandelt werden. Auch der Umstand, dass die Stauraumbewirtschaftung auf der
Luzernstrasse Gegenstand aktueller Projektstudien des Kantons sei, unterstitze ihre Argumen-
tation bezlglich der Gbermassigen Belastung des bestehenden Verkehrsnetzes. Die Platzierung
eines weiteren Einkaufszentrums namhafter Grosse im Gebiet Ausserfeld wirde die Verkehrssi-
tuation komplett ausser Kontrolle bringen.

Die Vorinstanz halt den Einwanden bereits im Einspracheverfahren entgegen, das Verkehrsgut-
achten sei weder in seiner Fachlichkeit noch in seiner Objektivitdat anzuzweifeln. Diesem lagen
auch umfangreiche Erhebungen zugrunde, bei denen nicht nur die Verkehrsmenge, sondern
auch die Stauverhaltnisse beachtet worden seien.

Die Verkehrserzeugung wird tber die Nutzungsart, die Grosse der Verkaufsflache und spezifi-
sche Verkehrspotenziale ermittelt. Bei Mehrfachnutzungen (also einem Nutzungsmix) kann ein
Verbundeffekt (Synergien) geltend gemacht werden, da verkehrlich nur Fahrten durch Primar-
kunden (Zweck der Fahrt) entstehen. Fir weitere Nutzungen und Einkaufe, welche auch in der
nadheren Umgebung stattfinden kénnen, fallen keine weiteren Fahrten an (Verbundeffekte). Die
im Verkehrsgutachten getroffenen Annahmen sind plausibel.

Bei der Beurteilung der verkehrlichen Auswirkungen auf dem Gbergeordneten Strassennetz
(u.a. der Luzernstrasse) wurden Mitnahmeeffekte von ohnehin stattfindenden Pendlerfahrten
eingerechnet. Die Verkehrsumlegung wie auch die Kapazitatsberechnungen erfolgten hingegen
auf der Basis der massgebenden Verkehrsbelastung an einem Offnungstag, das heisst ohne Re-
duktion auf DTV-Werte und ohne Mitnahmeeffekte. Es kann daher nicht von einer Marginalisie-
rung der Verkehrsproblematik gesprochen werden. Fir die Abendspitzenstunden wurde ein
Verkehrsaufkommen (Gestaltungsplan ,, Ausserfeld”) von 260 Fahrten (120 Ein- und 140 Aus-
fahrten) berechnet, was einen Anteil von13 % am Tagesverkehr entspricht. Dieser Wert liegt so-
gar etwas Uber den Erfahrungswerten von 10 - 12 % Spitzenstundenanteil am Tagesverkehr.
Somit wurde die massgebende Spitzenstundenbelastung in der richtigen Gréssenordnung flr
die Kapazitatsberechnung angenommen.

Auch die angenommene Umlegung auf das Strassennetz ist plausibel. Im Zusammenhang mit
dem Projekt Verkehrsmanagement Luzernstrasse konnen sich die Belastungen auf den einzel-
nen Routen infolge von flankierenden Massnahmen noch verandern. Im Weiteren werden oh-
nehin Massnahmen zur Optimierung des Verkehrsablaufs sowie vereinzelte Kapazitatserweite-
rungen im Strassennetz umgesetzt. Die Leistungsnachweise wie auch Verkehrssimulationen
wurden im genannten Projekt erbracht.

Auch diese seitens Beschwerdefiihrerin vorgebrachten Riigen gegen das Verkehrsgutachten er-
weisen sich daher als unbegriindet und die Beschwerde ist in diesem Punkt abzuweisen.

2.35 Larm

Die Beschwerdefihrerin beflrchtet zunachst infolge des durch den Gestaltungsplan erméglich-
ten Mehrverkehrs einen Gbermassigen Anstieg des Verkehrslarms.

So wird befirchtet, dass die Mehrbeanspruchung der relevanten Verkehrsanlagen zu einer Im-
missionsgrenzwerttberschreitung fihren werde, insbesondere zu den Abendspitzen. Zudem ba-
siere der Raumplanungsbericht zum Gestaltungsplan in diesem Punkt nicht auf einer detaillier-
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ten L&rmprognose, sondern lediglich auf einer rechnerischen groben Uberschlagsrechnung, was
nicht ausreichend sei.

Die Vorinstanz argumentiert im Einspracheentscheid vom 13. Juni 2013, dass die Larmimmission
des Mehrverkehrs zu den Abendspitzen nicht relevant sei. Die eidgendssische Larmschutzver-
ordnung (LSV; SR 814.41) verlange nicht eine Kurzzeitbetrachtung, sondern eine, gestitzt auf
die Prognose der Zunahme des durchschnittlichen taglichen Verkehrs (DTV) auf den jeweiligen
Strassenabschnitten, Berechnung der Larmzunahme. Der Einsatz einer speziellen Software dafir
sei Ublich und auch rechtmassig. Diese Berechnungen machten auch deutlich, dass auf den be-
reits larmvorbelasteten Abschnitten der Luzernstrasse und des Schitzenweges mit keiner wahr-
nehmbaren Larmzunahme gerechnet werden misse. Auch im Bereich der zu erwartenden gross-
ten Verkehrszunahme (Bereiche des Ausserfeldwegs) sei keine Uberschreitung des Immissions-
grenzwerts bei larmempfindlichen Nutzungen zu erwarten.

Gemass Art. 9 Bst. b der eidgendssischen Larmschutzverordnung vom 15. Dezember 1986 (LSV;
SR 814.41) darf die Mehrbeanspruchung einer Verkehrsanlage zu keiner wahrnehmbaren star-
keren Larmimmission (> 1dB) fuhren. Um eine Zunahme des Larms um 1dB zu bewirken, bedarf
es - abhangig vom Schwerverkehrsanteil - einer Verkehrszunahme von rund 25 %. Diese Zu-
nahme ist gemass Verkehrsgutachten bei weitem nicht zu erwarten, weshalb es auf den Zubrin-
gerstrassen zu keiner wahrnehmbar starkeren Larmimmission kommen wird.

Bei der Beurteilung von Strassenldrm sind keine Spitzenstunden (z.B. am Abend), sondern der
durchschnittliche Tagesverkehr (DTV) massgebend. Im besagten Raumplanungsbericht zum Ge-
staltungsplan mit Sonderbauvorschriften ,Ausserfeld” vom 4. April 2012 wird unter Ziff. 7.4.3 in
fine erwahnt, dass die betriebsbedingte Mehrbeanspruchung der betrachteten Verkehrsanlagen
zu keiner Immissionstiberschreitung fihren wird. Diese Aussage ist als solches nicht korrekt, da
die Immissionsgrenzwerte entlang der Luzernstrasse bereits heute Uberschritten werden. Richtig
musste es hier demnach heissen, dass die Mehrbeanspruchung bei der sanierungsbedurftigen
Luzernstrasse (also mit einer bestehenden IGW-Uberschreitung) zu keiner wahrnehmbar starke-
ren Larmimmission fuhrt (Art. 9 Bst. b LSV). Dies ist gemass Berechnungen mit der Software
CadnaA der Fall, weshalb Art. 9 LSV auch in diesem Fall eingehalten ist.

Dass die vorgenommenen Berechnungen mit der Software CadnaA gemacht wurden, ist tblich
und konform mit der Umweltschutzgesetzgebung.

Die Beschwerdeflihrerin vertritt zudem die Meinung, der strittige Gestaltungsplan entspreche
materiell einer Baubewilligung. Es gehe deshalb nicht an, dass die Vorinstanz auf definitive Aus-
sagen zum zu erwartenden Betriebslarm mit dem Hinweis verzichte, dieser lasse sich erst zu ei-
nem spateren Zeitpunkt, beim Bekanntsein des Nutzers, der verwendeten Betriebstechnik etc.,
bestimmen. Zudem wiirden im Gestaltungsplan die Erschliessung und die Lage der Anlieferungs-
und Zugangsrampen zur Einstellhalle verbindlich festgelegt.

Die Vorinstanz vertritt demgegentber in ihrem Einspracheentscheid die Meinung, dass der Ge-
staltungsplan lediglich auf einem architektonischen Vorprojekt basiere, woraus sich der Be-
triebslarm eben nicht herleiten lasse. Zudem sei auch der Nutzer bzw. die Nutzung des Fach-
marktes noch nicht definiert, womit auch von dieser Warte noch keine abschliessenden Aussa-
gen zum Betriebslarm moglich seien. Die Bereiche fur die Zu- und Wegfahrten zur Autoeinstell-
halle und fur die Anlieferung stinden wohl fest, was aber lediglich eine Beurteilung des Vorha-
bens bezlglich des Verkehrslarms erlaube. Diese sei auch gemacht worden.

Eine abschliessende Beurteilung des Betriebslarms ist zum heutigen Zeitpunkt in der Tat nicht
moglich. Diese wird Ublicherweise erst im Baubewilligungsverfahren gemacht, da erst dann die
dafur erforderlichen Angaben vorliegen (z.B. die Angaben zu Heizungs-, Liftungs- und Klimate-
chnik etc.).
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In unmittelbarer Nahe zum Gestaltungsplanperimeter befindet sich keine Wohnnutzung (ge-
mass den Akten liegt das nachste Wohnhaus in einem Abstand von 100 m [die Vorinstant spricht
von 60 - 80 m] zum Projektperimeter, in einer Wohnzone mit Empfindlichkeitsstufe 1lI). Auch
Raume mit einer larmempfindlichen Nutzung in der Nacht sind keine vorhanden. Zudem ist zu
beachten, dass fur larmempfindliche Rdume in Betrieben gemass Art. 2 Abs. 6 Bst. b LSV um 5 dB
hohere Belastungswerte (Planungs- und Immissionsgrenzwerte) gelten (Art. 42 Abs. 1 LSV).

Es ist daher nicht davon auszugehen, dass die massgebenden Belastungswerte im Baubewilli-
gungsverfahren nicht eingehalten werden kénnen, weshalb die Vorinstanz zu Recht im Gestal-
tungsplanverfahren auf eine detaillierte Abklarung in diesem Punkt verzichtet hat (Art. 36
Abs. 1 LSV).

Die Beschwerde ist somit in diesem Punkt als unbegriindet abzuweisen.

Die Beschwerdefiihrerin macht zudem mit dem Hinweis auf Art. 22 Abs. 1 Umweltschutzgesetz
(USG; SR 814.01) sinngemass geltend, eine Baubewilligung fir eine neue ortsfeste Anlage durfte
dannzumal gar nicht erteilt werden, weil die Immissionsgrenzwerte tGberschritten wirden. Zu-
dem durften gemass Art. 25 Abs. 1 USG neue ortsfeste Anlagen nur dann errichtet werden,
wenn die Planungswerte in der Umgebung nicht Gberschritten wirden.

Art. 22 USG und Art. 31 LSV beziehen sich auf Baubewilligungen in larmbelasteten Gebieten.
Hier ist massgebend, dass bei neu errichteten Gebduden an den Fenstern larmempfindlicher
Raume die Immissionsgrenzwerte (unter Berlcksichtigung des bereits vorhandenen Strassen-
larms) eingehalten werden kénnen. Da es sich beim gestaltungsplankonformen Gebaude nicht
um eine Wohnnutzung handeln wird, keine larmempfindliche Nutzung in der Nacht vorliegt
und zudem ein um 5 dB erhdhter Belastungsgrenzwert (Art. 42 Abs. 1 LSV) berlcksichtigt wer-
den muss, kénnen die Immissionsgrenzwerte am geplanten Standort gemass Strassenlarmkatas-
ter Zuchwil (Stand 2005) eingehalten werden.

Die Bestimmung von Art. 25 Abs. 1 USG (resp. Art. 7 LSV) betrifft die Einhaltung des Planungs-
werts der neuen Anlage. Dieser Aspekt wird aber erst im Baubewilligungsverfahren gepraft
werden kdénnen (siehe vorn).

Die Beschwerde ist daher auch in diesem Punkt unbegriindet und daher abzuweisen.

Im weiteren macht die Beschwerdefthrerin geltend, es konne nicht ausgeschlossen werden, dass
durch den Betrieb des Fachmarkts mit den Zu- und Wegfahrten der Besucher sowie der Anliefe-
rung und Entsorgung mehr als nur geringfligige Immissionen verursacht wirden, womit eine
Larmprognose in Form eines Larmgutachtens bereits im Gestaltungsplanverfahren erforderlich
sei.

Die Vorinstanz geht - wie bereits erwahnt - nicht davon aus, dass der Betrieb des kinftigen
Fachmarktes zu einem erheblichen Mehrlarm fihren wird.

Neue ortsfeste Anlagen mussen gemass Art. 7 Abs. 1 Bst. b LSV den Planungswert gemass An-
hang 6 (Industrie- und Gewerbeldrm) einhalten. Dabei wird zwischen Tag (07.00 - 19.00 Uhr)
und Nacht (19.00 - 07.00 Uhr) unterschieden. Die von der Beschwerdeflhrerin ins Feld gefihrte
Ruhezeit (19.00 - 22.00 Uhr) gibt es nicht. Massgeblich ist allerdings - wie bereits gesagt -, ob es
in den betroffenen, umliegenden Liegenschaften tGberhaupt eine larmempfindliche Nutzung
wahrend der Nacht gibt. Dies ist bei den am starksten von den Larmimmissionen des kiinftigen
Fachmarkts betroffenen Gebauden nicht der Fall. Die nachstgelegene Wohnnutzung liegt nicht
in nachster Nahe, sondern in einer Distanz von rund 100 m. Folglich ist dort nicht mit massiven
Larmimmissionen zu rechnen.



Die von der Beschwerdeftihrerin erwahnte Vorbelastung durch den Larm des Strassenverkehrs
ist hier irrelevant, da eine neue Anlage gemass Larmschutzverordnung alleine die Planungswer-
te einhalten muss, dies unabhéangig von der Vorbelastung.

Die Beschwerde ist somit auch in diesem Punkt als unbegriindet abzuweisen.
2.3.6 Dimensionierung der Autoeinstellhalle

Die Beschwerdefuhrerin ragt in ihrer Eingabe die Anwendung bestimmter Reduktionsfaktoren
bei der Ermittlung des spezifischen Parkfeldangebots durch die Vorinstanz. So seien die ange-
wendeten Reduktionsfaktoren aufgrund der ErschliessungsglUte mit dem 6ffentlichen Verkehr
und der Langsamverkehrsachse ungerechtfertigt. Es sei zwar unbestritten, dass die Gemeinde
Zuchwil Uber gute Fahrradwege verflige, allerdings sei der Radfahrer nicht der typische Kunde
eines Fachmarkts. Die Reduktion des Grundbedarfs an Parkfeldern sei nicht gerechtfertigt. Das
Verkehrsgutachten lasse ausser Acht, dass beim geplanten Fachmarkt von einem Elektronik-
fachmarkt ausgegangen werden musse. Erfahrungsgemass reisten viele Besucher eines solchen
Marktes mit dem Auto an. Diese wollten die Gerate nach dem Kauf auch gleich mit nach Hause
nehmen, was bei Elektro-Grossgerdten wohl in den meisten Fallen mit dem Auto geschehen
werde. Auch bei den Angestellten misse aufgrund der Offnungszeiten (teilweise bis 21.00 Uhr)
davon ausgegangen werden, dass diese mit dem Auto anreisen werden. Aufgrund der Grosse
des Fachmarktes und der damit einhergehenden Anzahl an Angestellten sei ein Bedarf von rund
100 Parkfeldern zu vermuten. Die von der Vorinstanz berUcksichtigte Reduktion des Grundbe-
darfs um rund 20 - 50 % sei daher nicht realistisch. Der Anteil an Kunden und Angestellten, wel-
che die 6ffentlichen Verkehrsmittel verwenden werden, sei fur die Ermittlung des Bedarfs an
Parkfeldern nicht zu bertcksichtigen. Nach Beurteilung der Beschwerdefihrerin seien fur die
Kunden 221, fur die Angestellten 100, insgesamt also 321 Parkfelder erforderlich. Das Verkehrs-
gutachten wiederum berechne den Parkplatzbedarf fiir das Gebiet Ausserfeld mit 206 bis 216
Parkfeldern, was viel zu gering sei. Es konne daher - insbesondere in Spitzenzeiten - nicht ausge-
schlossen werden, dass die Besucher des Fachmarktes im Birchi-Center, also auf dem Grundsttick
der Beschwerdefihrerin, einen Autoabstellplatz suchen werden. Diese Platze stiinden aber aus-
schliesslich den Mietern und Besuchern des Birchi-Centers zur Verfligung. Suchverkehr wieder-
um belaste die umliegenden Strassen zusatzlich, was aus den besagten Griinden (Larm- und Ab-
gasimmissionen) nicht zulassig sei. Das Parkierungskonzept des Gestaltungsplans sei mangelhaft
und der Plan daher nicht zu genehmigen.

Die Vorinstanz vertritt die Meinung, dass sehr wohl auch Kunden von handlichen Gutern (sie
spricht von ,Rucksackgitern”) den Fachmarkt frequentieren wirden. Diese GUter kénnten sehr
wohl von ohnehin vorbeifahrenden Benutzern des 6ffentlichen Verkehrs oder von Radfahrern
~konsumiert” werden. Der Gestaltungsplanperimeter (und damit auch der geplante Fachmarkt)
liege in der Néhe (Distanz weniger als 100 m) von Bushaltestellen. Diese wirden durch die Li-
nien 1 (Oberdorf - Recherswil) und 5/7 (Solothurn Briihl - Herzogenbuchsee) bedient, welche
wahrend den Laden6ffnungszeiten im Viertelstundentakt (Linie 1) bzw. im Halbstundentakt
(Line 5/7) verkehrten. Pro Richtung ergébe dies werktags acht Abfahrten pro Stunde. Somit fah-
re aus beiden Richtungen rund alle 7 %2 Minuten ein Bus an bzw. ab. Der Hauptbahnhof von So-
lothurn wiederum liege nur drei Busminuten entfernt. Das Gestaltungsplan-Areal liege in der
kantonalen Erschliessungsguteklasse B (nicht identisch mit dem Standort-Typ gemass SN 640
281) und sei ausgezeichnet mit dem 6ffentlichen Verkehr erschlossen. Die gute Erschliessung des
Gebiets mit dem 6ffentlichen Verkehr und dem Veloverkehr unberiicksichtigt zu lassen, waére -
so die Vorinstanz - ,,geradezu grotesk”. Die einschlagige Norm lasse bei einem Standorttyp B ei-
ne Reduktion des Richtwertes der anzubietenden Parkfelder um 20 - 50 % zu. Mit der gewahl-
ten Reduktion um 25 % liege man auf der ,sicheren Seite”. Aufgrund dieser Beurteilung sei
auch nicht mit Suchverkehr in der Umgebung zu rechnen.

Im Bereich des Kreisels beim McDonald'’s liegen zwei Haltestellen der Busbetriebe Solothurn und
Umgebung. Die Haltestellen werden von zwei Buslinien bedient. Die Line 1 zirkuliert zwischen
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Oberdorf und Recherswil, die Linie 5/7 zwischen Solothurn, Brihl und Herzogenbuchsee, Bahn-
hof. Der Hauptbahnhof von Solothurn wird von beiden Linien mit einem Zwischenstopp be-
dient, die Fahrzeit betragt fiunf Minuten. Die Linie 1 bedient die Haltestellen zwischen 06.00
und 21.00 Uhr im Viertelstundentakt. Auch die Line 5/7 fahrt zwischen 06.00 und 08.00 Uhr und
zwischen 11.00 und 19.00 Uhr die Haltestellen im Viertelstundentakt an, wobei die Fahrt in Rich-
tung Herzogenbuchsee nicht in jedem Fall bis zur Endstation fihrt. Die beiden Busstationen lie-
gen in einer Distanz von rund 160 m Fussdistanz (nicht Luftlinie) zum geplanten Fachmarkt.
Gemass Schweizer Norm (SN) des Schweizerischen Verbandes der Strassen- und Verkehrsfachleu-
te VSS Nr. 640 281 ist die Zuordnung des Standorts zum Typ C gemass Tabelle 2 nicht zu bean-
standen. Gemass Tabelle 3 ware bei diesem Standort-Typ eine Reduktion der Parkfelder gemass
Richtwert um 20 - 50 % mdglich. Die Vorinstanz hat die ermittelte - nota bene unumstrittene -
Richtzahl der Parkfelder gemass § 42 KBV i.V.m. Anhang Il zur KBV und der besagten Norm

SN 640 281 von 221 um 25 % auf 166 Parkfelder reduziert. Diese Reduktion erscheint aufgrund
der guten OV-Erschliessung als plausibel und ist daher nicht zu beanstanden. Den Richtbedarf
an Parkfeldern fur Angestellte von 100 hat die Vorinstanz aufgrund der guten Erschliessung mit
dem o6ffentlichen Verkehr und dem Umstand, dass Angestellte keine Einkdufe transportieren
mussen, um mindestens 50 % reduziert, wonach fur Angestellte noch 40 - 50 Parkfelder zur Ver-
fiigung stehen mussen. Diese Reduktion ist zwar recht optimistisch, erscheint aber nicht vorab
als unzweckmassig oder gar unrechtmassig. Die von der Vorinstanz verlangten 206 - 216 Park-
felder sind daher nicht zu beanstanden. Im Baubewilligungsverfahren wird die damalige Bau-
herrschaft ohnehin den erforderlichen Parkplatznachweis zu erbringen haben. Zudem kann es
nicht im Sinne der Bauherrschaft sein, einem potenziellen Mieter nicht gentigend Angestellten-
und Kundenparkplatze anzubieten, sind diese doch fiir jeden Betreiber des Fachmarktes essen-
tiell.

Die Beschwerde erweist sich somit bezlglich dem Vorhalt der ungentigenden Dimensionierung
der Autoeinstellhalle als unbegriindet und ist daher abzuweisen.

2.3.7 Zusammenfassung

Die Beschwerde erweist sich in allen Punkten als unbegrindet und ist daher vollumfanglich ab-
zuweisen. Die Ergdnzung des Zonenreglements, die Anderung des Zonenplans als auch der Ge-
staltungsplan mit Sonderbauvorschriften ,Ausserfeld” sind recht- und zweckmassig.

2.3.8 Kosten

Die Verfahrenskosten (inkl. Entscheidgebihr) von Fr. 2000.00 sind bei diesem Verfahrensaus-
gang von der Beschwerdefihrerin zu bezahlen. Der Antrag der Vorinstanz auf Entrichtung einer
Parteientschadigung ist abzuweisen (§ 39 Abs. 2 VRG).

3. Beschluss

3.1 Der Gestaltungsplan und Teilzonenplan , Ausserfeld” mit Sonderbauvorschriften und
die Ergédnzung Zonenreglement der Einwohnergemeinde Zuchwil werden genehmigt.

3.2 Die Beschwerde der einfachen Gesellschaft Karli, bestehend aus Rita Karli,
Rechtsanwaltin und Notarin, Bielstrasse 3, 4502 Solothurn, Urs Karli, Hotel Astoria,
Pilatusstrasse 29, 6003 Luzern sowie Johanna Fux-Karli, Stock 30, 3924 St. Niklaus, alle
vertreten durch Flrsprecher Marcel Kummer, Anwaltskanzlei Kummer Engelberger,
Zentralstrasse 38, Postfach 3267, 6002 Luzern, wird abgewiesen.

33 Die Beschwerdefiuhrerin hat die Verfahrenskosten von Fr. 2'000.00 zu bezahlen. Sie
werden mit dem geleisteten Kostenvorschuss in gleicher Héhe verrechnet.
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34 Der Antrag der Vorinstanz auf Entrichtung einer Parteientschadigung wird
abgewiesen.

35 Bestehende Plane und Reglemente verlieren, soweit sie mit der vorliegenden
Nutzungsplanung in Widerspruch stehen, ihre Rechtskraft und werden aufgehoben.

3.6 Die Einwohnergemeinde Zuchwil wird gebeten, dem Amt fir Raumplanung bis am
31. Juli 2014 je 4 gen. Plane mit Sonderbauvorschriften resp. Zonenvorschriften
nachzuliefern. Die Unterlagen sind mit den Genehmigungsvermerken und
Originalunterschriften der Einwohnergemeinde zu versehen.

3.7 Die Einwohnergemeinde Zuchwil hat eine Genehmigungsgebihr von Fr. 2'600.00
sowie Publikationskosten von Fr. 23.00, insgesamt Fr. 2'623.00, zu bezahlen. Der Betrag
wird dem Kontokorrent der Einwohnergemeinde belastet.

3.8 Der Gestaltungsplan und Teilzonenplan , Ausserfeld” mit Sonderbauvorschriften und
Ergdnzung Zonenreglement liegen vorab im Interesse der betroffenen Grund-
eigentimer. Die Einwohnergemeinde Zuchwil hat deshalb die Moéglichkeit, gestitzt
auf § 74 Abs. 3 Planungs- und Baugesetz, die Planungs- und Genehmigungskosten
ganz oder teilweise auf die interessierten Grundeigentimer zu verteilen.

S

Andreas Eng
Staatsschreiber

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innert 10 Tagen Beschwerde beim Verwaltungsgericht des Kantons
Solothurn eingereicht werden. Die Beschwerde hat einen Antrag und eine Begriindung zu ent-
halten.
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Kostenrechnung Einwohnergemeinde Zuchwil, Hauptstrasse 65,
4528 Zuchwil

Genehmigungsgebuhr: Fr.  2'600.00 (4210000 / 004 / 80553)
Publikationskosten: Fr. 23.00 (4250015 /002 / 45820)
Fr. 2'623.00
Zahlungsart: Belastung im Kontokorrent Nr. 10111333
Kostenrechnung Fursprecher Marcel Kummer, Anwaltskanzlei Kummer

Engelberger, Zentralstrasse 38, Postfach 3267, 6002 Luzern
(i.S. Beschwerde der einfachen Gesellschaft Karli)

Kostenvorschuss: Fr.  2'000.00 (Fr. 2'000.00 von 1015004 auf

Verfahrenskosten: Fr. 2'000.00 4210000/ 003 /81087 umbuchen)
Fr. 0.00

Verteiler

Bau- und Justizdepartement

Bau- und Justizdepartement, Rechtsdienst (cs, rk) (2)

Bau- und Justizdepartement, Leiterin Administration (br) (Beschwerde Nr. 2013/72)

Bau- und Justizdepartement/Debitorenbuchhaltung

Amt fir Raumplanung (Bi/Ca) (3), mit Akten und je 1 gen. Plan mit SBV und ZV (spater)

Amt fir Raumplanung, Debitorenkontrolle (Ci)

Amt far Raumplanung, Abt. Grundlagen/Richtplanung

Amt fir Umwelt

Amt far Verkehr und Tiefbau

Amt far Finanzen (2), zum Umbuchen

Amt fur Finanzen (zur Belastung im Kontokorrent)

Sekretariat der Katasterschatzung, mit je 1 gen. Plan mit SBV und ZV (spater)

Solothurnische Gebaudeversicherung, Baselstrasse 40

Amtschreiberei Region Solothurn, Rétistrasse 4, 4509 Solothurn, mit je 1 gen. Plan mit SBV und
ZV (spater)

Einwohnergemeinde Zuchwil, Hauptstrasse 65, 4528 Zuchwil, mit je 1 gen. Plan mit SBV und ZV
(spater), (mit Belastung im Kontokorrent) (Einschreiben)

Baukommission Zuchwil, Hauptstrasse 65, 4528 Zuchwil

Fursprecher Marcel Kummer, Anwaltskanzlei Kummer Engelberger, Zentralstrasse 38, Postfach
3267, 6002 Luzern (Einschreiben)

Cornelia Gfeller, Rechtsanwaltin, Walder Wyss AG, Bubenbergplatz 8, Postfach 8750, 3001 Bern
(z.K. der A. Bill AG)

WAM Planer und Ingenieure AG, Florastrasse 2, 4502 Solothurn

kpa Architekten Bern AG, Morgenstrasse 131a, 3018 Bern

CSD Ingenieure AG, Hessstrasse 27d, 3098 Liebefeld

Amt far Raumplanung (z. Hd. Staatskanzlei zur Publikation im Amtsblatt: Einwohnergemeinde
Zuchwil: Genehmigung Gestaltungsplan und Teilzonenplan , Ausserfeld” mit Sonder-
bauvorschriften und Ergédnzung Zonenreglement)



	1. Ausgangslage
	2. Erwägungen
	2.1 Verfahren
	2.2 Rechtliches
	2.3 Behandlung der Beschwerde
	2.3.1 Richtplan
	2.3.2 Eingliederung
	2.3.3 Verkehrsgutachten
	2.3.4 Bestehendes Verkehrsnetz
	2.3.5 Lärm
	2.3.6 Dimensionierung der Autoeinstellhalle
	2.3.7 Zusammenfassung
	2.3.8 Kosten


	3. Beschluss
	3.1 Der Gestaltungsplan und Teilzonenplan „Ausserfeld“ mit Sonderbauvorschriften und die Ergänzung Zonenreglement der Einwohne
	3.2 Die Beschwerde der einfachen Gesellschaft Karli, bestehend aus Rita Karli, Rechtsanwältin und Notarin, Bielstrasse 3, 4502
	3.3 Die Beschwerdeführerin hat die Verfahrenskosten von Fr. 2'000.00 zu bezahlen. Sie werden mit dem geleisteten Kostenvorschu
	3.4 Der Antrag der Vorinstanz auf Entrichtung einer Parteientschädigung wird abgewiesen.
	3.5 Bestehende Pläne und Reglemente verlieren, soweit sie mit der vorliegenden Nutzungsplanung in Widerspruch stehen, ihre Rec
	3.6 Die Einwohnergemeinde Zuchwil wird gebeten, dem Amt für Raumplanung bis am 31. Juli 2014 je 4 gen. Pläne mit Sonderbauvors
	3.7 Die Einwohnergemeinde Zuchwil hat eine Genehmigungsgebühr von Fr. 2‘600.00 sowie Publikationskosten von Fr. 23.00, insgesa
	3.8 Der Gestaltungsplan und Teilzonenplan „Ausserfeld“ mit Sonderbauvorschriften und Ergänzung Zonenreglement liegen vorab im 


